
„Das erfordert auch, die Arbeit der Konfliktkom­
missionen zu ändern. Sie sollen von den Arbeitern 
gewählt werden und den Prozeß der Erziehung und 
Selbsterziehung entsprechend den Grundsätzen der 
sozialistischen Ethik und Moral fördern. Über die 
bisherige Regelung kleiner arbeitsrechtlicher Kon­
flikte hinaus sollen sie sich mit Verletzungen der 
sozialistischen Arbeitsmoral und Arbeitsdisziplin, der 
Erziehung zur Verantwortung gegenüber dem Volks­
eigentum sowie strafbaren Fällen geringfügiger Na­
tur, die bisher durch die Justizorgane nach dem 
Strafgesetzbuch geahndet wurden, beschäftigen. Die 
öffentliche aktive Einbeziehung der Belegschaft bei 
der Lösung solcher Konflikte sowie bei der öffent­
lichen Bekanntgabe der getroffenen erzieherischen, 
helfenden Maßnahmen muß zum Hauptprinzip der 
Tätigkeit der Konfliktkommissionen werden. Gesetz­
liche Regelungen sind in das neue Gesetzbuch der 
Arbeit, an dem die Gewerkschaften mitarbeiten, auf­
zunehmen.“8 9

Die Schaffung neuer Konfliktkommissionen nach dem
4. Plenum des Zentralkomitees der SED

Auf Grund der Vorschläge des 4. Plenums wurden 
Beispiele für die Weiterentwicklung der Konfliktkom­
missionen durch die einzelnen Industriegewerkschaften 
(IGs) unter Anleitung des Bundesvorstandes des FDGB 
in verschiedenen Betrieben geschaffen. Die von Fall 
zu Fall mehr oder weniger aktive Anleitung der zen­
tralen Organe (Bundesvorstand des FDGB, Zentral­
vorstand der einzelnen IGs und Gewerkschaften, Ko­
mitee für Arbeit und Löhne und auch der zentralen 
Justizorgane für die nachgeordneten Organe) sowie die 
unterschiedliche Unterstützung und Mitarbeit der ent­
sprechenden Bezirks- und Kreisorgane spiegelt sich in 
den Ergebnissen wider. Wenn die bisherige Entwick­
lung in den Beispielbetrieben nicht überall mit dem 
notwendigen Elan vor sich gegangen ist, so ist eine 
entscheidende Ursache dafür die ungenügende An­
leitung durch die Zentral- und Bezirksvorstände der 
Gewerkschaften. Die zentralen Organe haben die unte­
ren zuwenig angeleitet und aktiviert. Auch für die 
Erweiterung der Konfliktkommissionen gilt der Grund­
satz des Marxismus-Leninismus, das Neue überall, wo 
es sich entwickelt, durch bewußte Lenkung zu för­
dern. Zeitweilig bestand aber bei den Gewerkschaften 
und bei Arbeitsrichtern die Tendenz, nur in den Bei­
spielbetrieben neue Konfliktkommissionen zu bilden. 
Es entwickelte sich jedoch nach dem 5. FDGB-Kon- 
greß verstärkt in vielen anderen Betrieben stürmisch 
das Neue. Es war falsch, daß die zentralen Organe 
diese Entwicklung dem Selbstlauf überlassen haben.

Richtig handelt die IG Land und Forst, die in Aus­
wertung des 7. Plenums des Zentralkomitees systema­
tisch die Konfliktkommissionen in elf weiteren land­
wirtschaftlichen Betrieben umgestaltet, was den in 
ihrem Bereich gelegenen Justizorganen mitgeteilt 
wird. Damit wurde die Bedeutung der Weiterentwick­
lung der Konfliktkommissionen für die sozialistische 
Erziehung der im volkseigenen Sektor der Land- und 
Forstwirtschaft Beschäftigten als ein wichtiger Hebel 
zur Erfüllung der vor der sozialistischen Landwirt­
schaft stehenden großen Aufgaben bei der Lösung der 
ökonomischen Hauptaufgabe und der Erfüllung der 
Ziele des Sieben jahr plans richtig gesehen.

In den Betrieben Farbenfabrik Wolfen, VEB Buna, 
Stahlwerk Brandenburg, VEB Kombinat Gölzau und 
VEG Blankenfelde sind besonders gute Ergebnisse zu 
verzeichnen. In Wolfen wurden zu einem früheren Zeit­
punkt als in den anderen Betrieben Beratungen der 
Konfliktkommissionen auf neue Art durchgeführt, wo­
bei jeweils in der betreffenden Abteilung verhandelt 
worden ist, in der sich der Konflikt abgespielt hatte. 
Schwerpunkt waren Verstöße gegen die Arbeitsdiszi­
plin, Kampf gegen Alkoholmißbrauch, Erziehung von 
Wirtschaftsfunktionären des Betriebes, die Verbesse­
rungsvorschläge oder sonstige Hinweise zur Verbesse­
rung der Arbeit hatten liegenlassen, und auch gering­
fügige strafbare Handlungen. In den Beispielbetrieben 
sind aber auch schlechte bzw. ungenügende Ergebnisse 
zu verzeichnen. In den Betrieben Kreisbau Bitterfeld,

8 Entschließung des 5. FDGB-Kjorugres'ses, Die Artoeit 195S, 
Heft 12. S. 52.

Städtische Bühnen Leipzig, Rat der Stadt Karl-Marx- 
Stadt und Deutsche Notenbank Karl-Marx-Stadt, VEB 
Espenhain, VEB Graphische Werkstätten Leipzig, Mittel­
deutsche Kammgarnspinnerei Leipzig sowie Abt. 
Volksbildung des Landkreises Weimar ist nichts bzw. 
nicht viel geschehen. Hauptursache dafür ist das Ver­
sagen der Bezirksorgane der Gewerkschaften, die, z. B. 
in Leipzig, jegliches Verständnis für die Wichtigkeit 
der Neubildung der Konfliktkommissionen vermissen 
ließen, obwohl mehrfach die Hilfe der Justizorgane zu­
gesichert wurde. Der Bezirksvorstand des FDGB Leip­
zig hat zwar einen guten Beschluß gefaßt, die Arbeit 
der IGs wurde jedoch nicht kontrolliert*.

Im KWO Berlin, Abt. Kupferwerk, wurde die erste 
neue Konfliktkommission mit Unterstützung des Bun­
desvorstandes, Abt. Arbeitsrecht und Löhne, und einer 
Brigade der Juristischen Fakultät der Humboldt-Uni­
versität gebildet. Bemerkenswert ist, daß hier die erste 
Verhandlung auf neue ..Art in der gesamten DDR 
durchgeführt wurde. Ein dem Alkohol ergebener 30- 
jähriger, ansonsten tüchtiger Arbeiter hatte sich wegen 
Arbeitsbummelei zu verantworten. Bei der Verhand­
lung hätten die Fragen des Vorsitzenden stärker durch 
die Mitarbeit des anwesenden Kollektivs ergänzt wer­
den müssen, was aber nicht geschehen ist. Der Täter, 
übernahm zwar freiwillig bestimmte Verpflichtungen 
(z. B. nach der Arbeit sich nicht mehr in die Gast­
stätte, sondern zu seiner Familie zu begeben sowie im 

s,Nationalen Aufbauwerk mitzuhelfen); da es aber an 
der gesellschaftlichen Kontrolle fehlte, ist bisher kein 
wesentlicher Erfolg zu verzeichnen.

Die folgende Sache war zur Behandlung durch die 
Konfliktkommission ungeeignet: Der Beschuldigte hatte 
unter Alkoholeinfluß einen Volkspolizisten tätlich an­
gegriffen. Da er Besserung gelobte, wurde im Einver­
ständnis mit dem Staatsanwalt Abstand von einem 
Gerichtsverfahren wegen Widerstands gegen die 
Staatsgewalt genommen, und durch die Konfliktkom­
mission sollte (fälschlicherweise!) die Versetzung in 
eine niedriger bezahlte Funktion beschlossen werden. 
Zur Beratung ist es jedoch nicht mehr gekommen, da 
der Betroffene kündigte. Das beweist eine ungenügende 
Vorbereitung der Sache. Im KWO wurde anscheinend 
auch auf den „geeigneten Fall“ gewartet, anstatt zu 
erkennen, daß die Konfliktkommission von sich aus 
aktive Erziehungsarbeit leisten muß. Es gilt auch für 
die Arbeit der Konfliktkommissionen das Prinzip, daß 
es keine Spontanität geben darf, sondern bewußte 
Lenkung notwendig ist.

Erweiterte Konfliktkommissionen sollten in den so­
zialistischen Betrieben bzw. ihren Abteilungen und 
halbstaatlichen Betrieben mit mehr als 50 Betriebs­
angehörigen direkt und geheim gewählt werden. Un­
bedingt erforderlich ist es, nur solche Kollegen zur 
Wahl vorzuschlagen, die wegen ihrer Treue zum Ar­
beiter-und-Bauern-Staat, ihrer vorbildlichen Arbeit 
und ihrem persönlichen Verhalten von den Betriebs­
angehörigen geachtet werden. Daß gerade die letzt­
genannte Forderung an die Kandidaten sehr wichtig 
ist, zeigte sich an einem Beispiel im VEB Kombinat 
Gölzau, wo eine Verhandlung trotz guter Beteiligung 
des anwesenden Kollektivs schleppend geführt wurde. 
In der anschließenden Aussprache stellte sich heraus, 
daß Mitglieder dieser Konfliktkommission selbst gegen 
die Regeln der sozialistischen Moral verstoßen hatten.

Anders als in § 19 KonfliktkommissionsVO vom
30. April 1953 (GBl. S. 695) vorgesehen, sollte künftig, 
damit eine kontinuierlich zielstrebige Leitung gewähr­
leistet wird, ein ständiges Mitglied zum Vorsitzenden 
der Kommission gewählt werden. Einer gerade bei 
Schöffen auftretenden Tendenz, zu sehr am gericht­
lichen Verfahren festzuhalten und zu versuchen, dieses 
auf die Konfliktkommission zu übertragen, ist ent­
gegenzutreten.

Die vorhandenen zahlreichen Beispiele zeigen über­
wiegend das Bemühen, in der Verhandlung neue Wege 
zu gehen, erzieherisch sowohl auf den Täter als auch 
auf das Kollektiv einzuwirken. Das Gerichtsverfahren 
mit seinen straffen prozessualen Regeln darf nicht auf 
das Verfahren vor den Konfliktkommissionen übertra-

9 Die gleichen Feststellungen traf auch Müller, Die Auf­
gaben der Justizorgane bei der Durchsetzung der gesellschaft­
lichen Erziehung, NJ 1959 S. 833.
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